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Beschlussempfehlung 

Hannover, den 10.03.2021 

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Straßengesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/8585 

Berichterstattung: Abg. Jörg Bode (FDP) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

Der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung empfiehlt dem Landtag, den  
Gesetzentwurf mit den aus der Anlage ersichtlichen Änderungen anzunehmen. 

Sabine Tippelt 
Vorsitzende 
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Gesetz Gesetz

zur Änderung des Niedersächsischen 

Straßengesetzes 

zur Änderung verschiedener Rechtsvorschriften aus 

Anlass der COVID-19-Pandemie 

Artikel 0/1

Änderung des Niedersächsischen Straßengesetzes

In § 62 Abs. 4 und 5 des Niedersächsischen Stra-

ßengesetzes in der Fassung vom 24. September 1980 

(Nds. GVBl. S. 359), zuletzt geändert durch Artikel 3 

des Gesetzes vom 10. November 2020 (Nds. GVBl. 

S. 386), werden jeweils nach dem Klammerzusatz 

„(BGBl. I S. 1041)“ die Worte „in der jeweils geltenden 

Fassung“ eingefügt. 

Artikel 1 Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zur Änderung des

Niedersächsischen Straßengesetzes 

vom 10. November 2020 

In Artikel 4 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung des 

Niedersächsischen Straßengesetzes vom 10. November 

2020 (Nds. GVBl. S. 386) werden in Nummer 1 die An-

gabe „1. April 2021“ durch die Angabe „1. Januar 2023“ 

und in Nummer 2 die Angabe „1. Januar 2026“ durch die 

Angabe „1. Oktober 2027“ ersetzt. 

unverändert

Artikel 1/1

Änderung des Gesetzes zur Änderung

niedersächsischer Rechtsvorschriften 

aus Anlass der COVID-19-Pandemie 

Artikel 23 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung nie-

dersächsischer Rechtsvorschriften aus Anlass der 

COVID-19-Pandemie vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. 

S. 244) wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. Artikel 19 am 1. Oktober 2021,“.

2. Der Nummer 4 wird das Wort „und“ angefügt.

3. Es wird die folgende Nummer 5 eingefügt:

„5. die Artikel 21 und 22 am 1. Januar 2023“.
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Artikel 1/2

Änderung des Niedersächsischen

Hochschulgesetzes 

§ 72 Abs. 16 des Niedersächsischen Hochschul-

gesetzes in der Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. 

GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Ge-

setzes vom 10. Dezember 2020 (Nds. GVBl. S. 477), 

erhält folgende Fassung: 

„(16) 1Für Studierende, die im Zeitraum vom 

Sommersemester 2020 bis Sommersemester 2021 für 

ein Semester immatrikuliert waren, gilt eine um ein 

Semester verlängerte individuelle Regelstudienzeit. 
2Für Studierende, die im Zeitraum nach Satz 1 für min-

destens zwei Semester immatrikuliert waren, gilt eine 

um zwei Semester verlängerte individuelle Regelstu-

dienzeit. 3Semester, in denen die Studierenden beur-

laubt waren, sind bei der Verlängerung der individu-

ellen Regelstudienzeit nach den Sätzen 1 und 2 nicht 

zu berücksichtigen. 4Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 

Studierende, soweit auf sie nach dem Recht eines an-

deren Landes bereits eine vergleichbare Regelung 

angewendet worden ist, durch die die individuelle Re-

gelstudienzeit im Zeitraum nach Satz 1 entsprechend 

verlängert wurde. 5§ 14 Abs. 2 bleibt unberührt. 6Die 

Verlängerung der individuellen Regelstudienzeit 

wirkt sich auf das Studienguthaben nach § 12 erhö-

hend nur aus, wenn dieses nicht bereits vor oder mit 

Ablauf des Sommersemesters 2019 erschöpft war. 
7Bei der Gewährung der Studienqualitätsmittel nach 

§ 14 a Abs. 1 Satz 1 wird von der Verlängerung der 

individuellen Regelstudienzeit nach den Sätzen 1 

und 2 nur ein Semester berücksichtigt. 8Bei einer Ein-

teilung des Studienjahres in Trimester sind die 

Sätze 1 bis 7 entsprechend anzuwenden. 9Das Fach-

ministerium wird ermächtigt, durch Verordnung wei-

tere Verlängerungen der individuellen Regelstudien-

zeit vorzunehmen und den Bezugszeitraum nach 

Satz 1 anzupassen, soweit Studium und Lehre min-

destens für einen überwiegenden Teil eines Semes-

ters oder Trimesters nur eingeschränkt oder nicht 

möglich sind.“ 

Artikel 2 Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. April 2021 in Kraft. (1) Dieses Gesetz tritt am 31. März 2021 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 1/2

1. für Universitäten und gleichgestellte Hochschu-

len mit Wirkung vom 1. April 2020 und 
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2. für Fachhochschulen mit Wirkung vom 1. März 

2020 

in Kraft.

(Verteilt am 11.03.2021) 
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